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69 Verordnung 


betreffend den Beitritt der Freien Stadt Danzig zu den zwiſchen der Republit Polen und der Union 
der Sozialiſtiſchen Sowjet⸗Republiken über die gegenſeitige Anerkennung von Schiffseichungszeugniſſen 
— und Hafenabgaben geſchloſſenen Verträgen vom 31. März 1936. 53 
Vom 19. April 1938. 


Auf Grund der Verordnung betreffend Ermächtigung des Senats zur Verkündung internationaler 
Verträge und Abkommen vom 18. Dezember 1933 (G. Bl. S. 631) wird den am 31. März 1936 
zwiſchen der Republik Polen und der Union der Sozialiſtiſchen Sowjetrepubliken abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trägen über die gegenſeitige Anerkennung von Schiffseichungszeugniſſen und Hafenabgaben zugeſtimmt. 

Die Freie Stadt Danzig iſt dieſen Verträgen mit Wirkung vom 10. März 1937 beigetreten. 
Der maßgebliche Wortlaut der Verträge, der hiermit in Bezug genommen wird, liegt beim Senat der 
Freien Stadt Danzig, Abteilung Wirtſchaft, zur Einſichtnahme aus. 

Die deutſche Überſetzung der Verträge wird nachſtehend veröffentlicht. 


Danzig, den 19. April 1938. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
W. 3/38 Greiſer Huth 


Polniſche Botſchaft Moskau, den 31. März 1936. 

Nr. 99/2. 

Herr Volkskommiſſar! 

Zur Erleichterung der Seeſchiffahrt zwiſchen der Republik Polen und dem Verband der Soziali⸗ 
ſtiſchen Räte⸗Republiken beehre ich mich, der Regierung des Verbandes der Sozialiſtiſchen Räte⸗ 
Republiken im Auftrage meiner Regierung folgendes Übereinkommen vorzuſchlagen: 

1. Schiffe, die unter der polniſchen Flagge fahren, mit von den zuſtändigen polniſchen Behörden 
ausgeſtellten Eichungszeugniſſen verſehen ſind und die Häfen des Verbandes der Sozialiſtiſchen Räte⸗ 
Republiken anlaufen, ebenſo wie Schiffe, die unter der Flagge des Verbandes der Sozialiſtiſchen Räte⸗ 
Republiken fahren, mit von dem Regiſter des Verbandes der Sozialiſtiſchen Räte⸗Republiken ausge⸗ 
ſtellten Eichungszeugniſſen verſehen ind und polniſche Häfen anlaufen, werden keiner neuen Vermeſſung 
in Verbindung mit der Erhebung von Hafenabgaben oder andern Gebühren in den Häfen unterliegen 

Dieſe Angaben und Gebühren werden auf Grund der entſprechenden Angaben berechnet, die in 
dem Schiffeichungs⸗Zeugnis vermerkt find. 

2. Im Falle der Anderung der Vorſchriften über die Vermeſſung des Tonnengehalts der See⸗ 
ſchiffe, die zur Zeit in Polen oder dem Verbande der S. R. R. gelten, wird die Angelegenheit der 
gegenſeitigen Anerkennung der auf Grund der oben erwähnten neuen Vorſchriften erteilten Eichungs⸗ 
zeugniſſe der Erwägung auf diplomatiſchem Wege unterliegen. - : ; 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 12. 5. 1938.) 
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3. Die Regierung Polens, der die Führung der auswärtigen Angelegenheiten der Freien Stadt 
Danzig auf Grund internationaler Verträge zuſteht, behält ſich das Recht vor, während der Dauer der 
Verbindlichkeit dieſes Übereinkommens auf diplomatiſchem Wege zu erklären, daß die Freie Stadt 
Danzig die Verpflichtungen annimmt und die Rechte erwirbt, die ſich aus dieſem Übereinkommen er⸗ 
geben. 


4. Dieſes Übereinkommen tritt in Kraft am 30. Tage vom Datum der gegenſeitigen Notifi⸗ 
zierung der vertragſchließenden Parteien, daß jede von ihnen das Übereinkommen genehmigt hat. 

Die Kündigung dieſes Übereinfommens kann auf diplomatiſchem Wege unter Einhaltung einer 
Friſt von 6 Monaten erfolgen. 

Indem ich dieſes zu Ihrer Kenntnis gebe, beehre ich mich, Sie um Mitteilung zu bitten, ob die 
Regierung des Verbandes der S. R. R. das in dieſer Note vorgeſchlagene Übereinkommen annimmt. 


Genehmigen Sie 
(—) 3. Pukaſiewicz. 


Herrn 
Borys. Stomniakow 
Vertreter des Volkskommiſſars 
für auswärtige Angelegenheiten 
in Moskau. 


Polniſche Botſchaft Moskau, den 31. März 1936. 
Nr. 99/2. 


Herr Volkskommiſſar! 


Zur Erleichteurng der Seeſchiffahrt zwiſchen der Republik Polen und dem Verband der Soziali⸗ 
ſtiſchen Räte⸗Republiken beehre ich mich im Auftrage meiner Regierung der Regierung des Ver⸗ 
bandes der S. R. R. folgendes Übereinkommen vorzuſchlagen: 


1. Die Hafenbehörden der Republik Polen werden von Schiffen unter der Flagge des Ver⸗ 
bandes der S. R. R., die die Häfen der Republik Polen anlaufen, keine anderen oder höheren Mb- 
gaben oder Gebühren erheben als die, die in den Häfen der Republik Polen von Schiffen erhoben 
werden, die unter der Flagge der meiſtbegünſtigten Staaten fahren. 


2. Die Hafenbehörden des Verbandes der S. R. R. werden von Schiffen unter der Flagge a 
Republik Polen, die die Häfen des Verbandes der S. R. R. anlaufen, keine anderen oder höheren Mb- 
gaben oder Gebühren erheben, als die, die in den Häfen des Verbandes der S. R. N. von Schiffen er- 
hoben werden, die unter der Flagge der meiſtbegünſtigten Staaten fahren. 

3. Die Regierung Polens, der die Führung der auswärtigen Angelegenheiten der Freien Stadt 
Danzig auf Grund internationaler Verträge zuſteht, behält ſich das Recht vor, während der Dauer der 
Verbindlichkeit dieſes Übereinkommens auf diplo matiſchem Wege zu erklären, daß die Freie Stadt 
Danzig die Verpflichtungen annimmt und die Rechte erwirbt, die ſich aus dieſem Übereinkommen er⸗ 
geben. 

4. Dieſes Übereinkommen tritt in Kraft am 30. Tage vom Datum der gegenſeitigen Notifi⸗ 
zierung der vertragſchließenden Parteien, daß jede von ihnen das Übereinkommen genehmigt hat. 

Die Kündigung dieſes Übereinkommens kann auf diplomatiſchem Wege unter Einhaltung einer 
Friſt von 6 Monaten erfolgen. 

Indem ich dieſes zu Ihrer Kenntnis gebe, beehre ich mich, Sie um Mitteilung zu bitten, ob die 
Regierung des Verbandes der S. R. R. das in dieſer Note vorgeſchlagene Übereinkommen annimmt. 


Genehmigen Sie ger, 
(—) J. Lufafiewicy. 


Herrn Borys Stomniatow 

Vertreter des Volkskommiſſars 

für auswärtige Angelegenheiten 
in Moskau. 
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Verordnung 


über die Abänderung der (Deutſchen) Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher in der für 


Danzig geltenden Faſſung. 
Vom 20. April 1938. 


Auf Grund des 8 1 Ziffer 25 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) jowie des ſeine Geltungsdauer verlängernden Geſetzes 
vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgen des mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 


Die (Deutſche) Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher in der für Danzig geltenden Faſſung 
(G. Bl. 1923 S. 681, 1101, 1242; 1924 S. 425; 1926 S. 65; 1931 S. 645; 1933 S. 603) wird 
wie folgt geändert: 


155 
2. 


w 


Im 8 2 Abf. 3 werden die Worte „O, 25 Gulden“ durch die Worte „0,50 Gulden“ erſetzt. 


Im 8 3 Abſ. 4 werden am Schluß hinter den Worten „die Hälfte der Gebühr“ die Worte 
„mindeſtens 1 Gulden“ hinzugeſetzt. 


Im 8 4 werden am Schluß hinter den Worten „beſtimmten Gebühr“ die Worte „mindeſtens 


1 Gulden“ hinzugeſetzt. 


Im § 6 Abſ. 1 werden am Schluß hinter den Worten „Viertel der Gebühr“ die Worte 


„mindeſtens 0,50 und höchſtens 50,— Gulden“ hinzugeſetzt. 


Im 8 6 Abſ. 2 Satz 1 werden hinter den Worten „Hälfte der Gebühr“ die Worte „in 


den Fällen der SS 3 und 4 jedoch mindeſtens 1 und höchſtens 100 Gulden“ hinzugeſetzt. 


8 7 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


Für die Verſteigerung oder den Verkauf aus freier Hand von beweglichen Sachen, 
Früchten, die von dem Boden noch nicht getrennt ſind, Forderungen oder anderen Vermögens⸗ 
rechten erhält der Gerichtsvollzieher von dem auf volle 10 Gulden aufgerundeten Betrage des 


Erlöſes 
bis zu 100 Gulden einſchließ liche 5 5 v. H. 
von dem Mehrbetrage bis zu 300 Gulden einſchließlic he 32.9. 
von dem Mehrbetrage bis zu 1000 Gulden einſchließlicgg e 2 v. H. 
von dem Mehrbetrage bis zu 5000 Gulden einſchließlichchchchche 1 v. H. 
von dem Mehrbetranne FTT Ve v. H. 


mindeſtens jedoch 1 Gulden. 


Als 8 7a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 


§ 7a ; 
Für die Mitwirkung bei einer vom Vollſtreckungsgerichte gemäß § 825 der Zivilprozeß⸗ 


ordnung angeordneten beſonderen Art der Verwertung einer gepfändeten Sache erhält der 


10. 


Gerichtsvollzieher eine Gebühr von 1 vom Hundert des Erlöſes, mindeſtens jedoch 2 Gulden 
und höchſtens 20 Gulden. Beſteht die Mitwirkung des Gerichtsvollziehers lediglich in der 
Übergabe oder Überſendung der Sache, ſo erhält er eine Gebühr von 2 Gulden. Nimmt das 
Geſchäft mehr als eine Stunde in Anſpruch, ſo erhöht ſich die Gebühr für jede angefangene 
weitere Stunde um den gleichen Betrag. 


Im § 13 werden die Worte „0,25 Gulden“ durch die Worte „0,50 Gulden“ erſetzt. 
Im § 16 Nummer 7 werden hinter dem Worte „Tieren“ die Worte „ferner in ange⸗ 


meſſenen Grenzen die Koſten für unbedingt notwendige Arbeitshilfe und für notwendige und 
verkehrsübliche Benutzung von eigenen Beförderungsmitteln zur Beförderung von Sachen 


und Perſonen“ hinzugeſetzt. 
Als $ 27 und 8 28 werden folgende Vorſchriften zugeſetzt: 


8 27 £ 
Dem Senat bleibt vorbehalten, ben Gerichtsvollziehern an Stelle von Gebühren und 
Auslagen, die ſie auf Grund dieſes Geſetzes zu beanſpruchen haben, eine anderweitige Ver⸗ 


gütung zu gewähren. ; ; ; 
Von den erſatzpflichtigen Perſonen ſind jedoch ſtets die Gebühren und Auslagen nach 


den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu erheben. 


* 
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§ 28 
Dem Senat bleibt die Feſtſtellung der Vergütung überlaſſen, wenn den Gerichtsvoll⸗ 
ziehern in Sachen, auf die die Zivilprozeßordnung, die Strafprozeßordnung oder die Konkurs⸗ 
ordnung Anwendung findet, Geſchäfte übertragen werden, die in jenen Geſetzen den Gerichts⸗ 
vollziehern nicht ausdrücklich zugewieſen ſind. c | 
Artikel U 
Die Verordnung tritt am 1. Juni 1938 in Kraft. 
; Artikel III 
Der Senat wird ermächtigt, den Text der Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher neu bekannt 
zu machen unter Berückſichtigung aller bis zum Zeitpunkt der Bekanntmachung erfolgten Abänderungen. 
Er kann dabei ſprachliche Unſtimmigkeiten beſeitigen und die Faſſung des Textes dem Sprachgebrauch 
der neueren Geſetzgebung anpaſſen. 


Danzig, den 20. April 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
3.82 Greiſer Rettelsky 


zi Bekanntmachung 
der geltenden Faſſung der (deutſchen) Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher. 
Vom 20. April 1938. 


Auf Grund des Artikels III der Verordnung über die Abänderung der (deutſchen) Gebührenord⸗ 
nung für Gerichtsvollzieher in der Danzig geltenden Faſſung vom 20. April 1938 (G. Bl. S. 131) 
wird nachſtehend der Wortlaut in der am 1. Juni 1938 geltenden Faſſung bekanntgemacht. 


Danzig, den 20. April 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J. 3261 i Greifer Rettelsky 


Dieutſche Gebührenorduung 


für Gerichtsvollzieher in der für Danzig geltenden Faſſung. 
Vom 20. April 1938. 


8 1 : 

In den vor die ordentlichen Gerichte gehörigen Rechtsſachen, auf welche die Zivilprozeßordnung, 

die Strafprozeßordnung oder die Konkursordnung Anwendung findet, werden Gebühren und Auslagen 
des Gerichtsvollziehers nur nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen erhoben: 


8 2 l 
Die Gebühr für eine Zuftellung durch Aufgabe zur Poſt (Zivilprozeßordnung § 175), für 
das an die Poſt gerichtete Erſuchen um Bewirkung einer Zuſtellung (Zivilprozeßordnung § 194) ſowie 
für die im Auftrag eines Anwalts an den Gegenanwalt bewirkte Zuſtellung beträgt 0,50 Gulden. 

Stellt der Gerichtsvollzieher perſönlich ohne Inanſpruchnahme der Poſt zu, ſo erhöht ſich 
die Gebühr um den Betrag der Poſtgebühren, der entſtanden ſein würde, wenn durch die Poſt zuge⸗ 
ſtellt worden wäre. 

Iſt mit der Zuſtellung eine Aufforderung gemäß 8 840 der Zivilprozeßordnung oder bei der 
Ladung von Zeugen oder Sachverſtändigen das Darbieten einer Entſchädigung (Strafprozeßordnung 
§ 220 Abſ. 2) verbunden, oder iſt dem Empfänger zugleich mit der Zuſtellung eine Urkunde vorzu⸗ 
legen, ſo erhöht ſich die Gebühr um weitere 0,50 Gulden. 

Sit die verſuchte perſönliche Zuſtellung ohne Erfolg geblieben, weil die Wohnung des Empfängers 
nicht zu ermitteln war, ſo erhält der Gerichtsvollzieher die Hälfte der Gebühr. 

Für die Beglaubigung eines ihm zum Zwecke der Zuſtellung übergebenen Schriftſtücks erhält der 
Gerichtsvollzieher außerdem eine Gebühr von 0,10 Gulden für die Seite. Eine angefangene Seite wird 
für voll gerechnet. 2 
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Wird der Zuſtellungsauftrag vor ſeiner Erledigung zurückgenommen, ſo erhält der Gerichtsvoll⸗ 
zieher unbeſchadet der Gebühr für eine bereits vorgenommene Beglaubigung 0,25 Gulden. 

Die Zuſtellung an den Zuſtellungsbevollmächtigten mehrerer Beteiligter (Zivilprozeßordnung 8189 
And. 2) gilt als eine Zuſtellung. 

8 3 

Die Gebühr für die Pfändrung von beweglichen körperlichen Sachen (Zivilprozeßordnung 88 808. 
809), von Früchten, welche von dem Boden noch nicht getrennt ſind (Zivilprozeßordnung 8 810), ſo⸗ 
wie von Forderungen aus Wechſeln oder anderen Papieren, welche durch Indoſſament übertragen 
werden können (Zivilprozeßordnung § 831) beträgt: ; 

pon dem auf 10 Gulden aufgerundeten Betrage det beizutreibenden Forderung 


bis zu 2100 Gulden etm hls = ee a N ea 2 v. H. 
von dem Mehrbetrage bis zu 500 Gulden einſ chli. 1 v. H. 
bon dem Mehrbettagg e da E aa ½ v. H. 


mindeſtens jedoch 1 Gulden. H 

Erfolgt die Pfändung zur Vollziehung eines Arreſtes, jo iit der in dem Arreſtbefehle nach § 923 
der Zivilprozeßordnung feſtgeſtellte Geldbetrag maßgebend. Bei der Pfändung eines im Schiffs⸗ 
regiſter eingetragenen Schiffes (Zivilprozeßordnung § 931) iſt der Mindeſtbetrag der Gebühr 4 Gulden. 

Nimmt die Pfändung mehr als eine Stunde in Anſpruch, ſo erhöht ſich die Gebühr für jede an⸗ 
gefangene weitere Stunde um die Hälfte, jedoch höchſtens um je 4 Gulden. 

Iſt eine verſuchte Pfändung ohne Erfolg geblieben, weil nach Inhalt des Protokolls pfändbare 
Gegenſtände nicht vorhanden waren oder die Pfändung nach § 803 abi. 2, § 812 der Zivilprozeß⸗ 
ordnung zu unterbleiben hatte, ſo erhält der Gerichtsvollzieher die Hälfte der Gebühr, mindeſtens 
1 Gulden. 

8 4 ö | ia 

Für die Übernahme beweglicher Sachen zum Zwecke der Verwertung in den Fällen der 88 790, 
847, 854 der Zivilprozeßordnung ſowie im Falle des Ausſcheidens des Gerichtsvollziehers, welcher die 
Pfändung vorgenommen hat, erhält der Gerichtsvollzieher die Hälfte der im 8 3 beſtimmten Gebühr, 
mindeſtens 1 Gulden. i 

. g 5 

Werden Pfandſtücke, die im Gewahrſam des Schuldners belaſſen find, zum Zwecke der Ver⸗ 
ſteigerung oder aus einem anderen Grunde aus dem Gewahrſam des Schuldners entfernt, ſo erhält 
der Gerichtsvollzieher eine Gebühr von 1 Gulden. 

Nimmt das Geſchäft mehr als eine Stunde in Anſpruch, jo erhöht ſich die Gebühr für jede 
angefangene weitere Stunde um den gleichen Betrag. 1 32 ö 


A i § 6 1 
Wird der Vollſtreckungsauftrag zurückgenommen, ehe ſich der Gerichtsvollzieher zwecks Vor⸗ 
nahme der in den 88 3, 4 bezeichneten Handlungen an Ort und Stelle begeben hat, ſo erhält er ein 
Viertel der Gebühr, mindeſtens jedoch 0,50 und höchſtens 50 Gulden. BE 
Hat eine Vollſtreckungshandlung der in den 88 3, 4, 5 bezeichneten Art, nachdem ſich der Gerichts⸗ 
vollzieher an Ort und Stelle begeben hat, infolge Zurücknahme des Auftrags, infolge Leiſtung an den 
Gerichtsvollzieher oder zufolge der Vorſchrift des 8 775 der Zivilprozeßordnung oder, weil im Falle 
des § 5 die Pfandſtücke nicht mehr vorgefunden wurden, nicht ſtattgefunden, fo erhält der Gerichts- 
vollzieher die Hälfte der Gebühr, in den Fällen der 88 3 und 4 jedoch mindeſtens 1 und höchſtens 
100 Gulden. Das gleiche gilt, wenn die Vollſtreckungshandlung deshalb unterblieben iſt, weil die Woh⸗ 
nung des Schuldners oder des Dritten, bei dem die Vollſtreckungshandlung erfolgen ſollte, nicht zu er⸗ 
mitteln war oder weil ſich der Dritte zur Herausgabe nicht bereit erklärt hat. ; 
Betreffen die im Abſ. 1, 2 bezeichneten Vorausſetzungen Teile der beizutreibenden Forderung, 
ſo ſind die Gebühren von jedem Teile beſonders zu berechnen. Es darf jedoch nicht mehr erhoben 
werden, als wenn die Gebühr von dem Geſamtbetrage der Forderung unter Zugrundelegung der 


höchſten zum Anſatz kommenden Gebühr erhoben würde. 


Für die Verſteigerung oder den Verkauf aus freier Hand von beweglichen Sachen, Früchten, die 
von dem Boden noch nicht getrennt find, Forderungen oder anderen Vermögensrechten erhält der Ge⸗ 
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bon dem auf volle 10 Gulden aufgerundeten Betrage des Erlöſes: 


Age 100 Gulden einſchließlichchchch 22 son ts 5 v. H. 
von dem Mehrbetrage bis zu 300 Gulden einſchließlichchchche 3 v. H. 
von dem Mehrbetrage bis zu 1000 Gulden einſchließligoggg e 2 v. H. 
von dem Mehrbetrage bis zu 5000 Gulden einſchließlichchche 1 
e egg... et ee ea ey eo Vp v. H. 


minbeftens jedoch 1 Gulden. 


Sit ein zum Zuſchlag führendes Gebot nicht abgegeben, ſo beträgt die Gebühr 1 Gulden. 

Iſt die Verſteigerung oder der Verkauf, nachdem ſich der Gerichtsvollzieher an Ort und Stelle 
begeben hat, infolge Zurücknahme des Vollſtreckungsauftrags, auf Antrag des Gläubigers, infolge 
Leiſtungen an den Gerichtsvollzieher oder zufolge der Vorſchrift des § 775 der Zivilprozeßordnung, 
oder, url die Pfandſtücke nicht mehr vorhanden Waben; unterblieben: ſo beträgt die Bei, 1 Gulden. 
der Retiro a nicht ſtattgefunden, oder iſt der Perireigerunastenmin infolge ungenügender 
Gebote erfolglos geblieben, jo erhält der Gerichtsvollzieher für die Anberaumung eines neuen Ver⸗ 
Mane e © eine Gebühr von 0,50 Gulden. 


. $ 7a 
Für bie Mitwirkung bei einer vom Vollſtreckungsgericht gemäß § 825 der Zivilprozeßordnung 
ag die en beſonderen Art der Verwertung einer gepfändeten Sache erhält der Gerichtsvollzieher 
eine Gebühr von 1 vom Hundert des Erlöſes, mindeſtens jedoch 2 Gulden und höchſtens 20 Gulden. 
4 die Mitwirkung des Gerichtsvollziehers lediglich in der Übergabe oder Überſendung der Sache, 
jo. erhält er eine Gebühr von 2 Gulden. Nimmt das Geſchäft mehr als eine Stunde in Anſpruch, jo 
erhöht ſich die Gebühr für jede angefangene weitere Stunde um den gleichen Betrag. 


§ 8 

Der Gerichtsvollzieher erhält für die Wegnahme beweglicher Sachen einſchließlich der Übergabe 
Joe (Zivilprozeßordnung § 883) eine Gebühr von 2,50 Gulden. Die Gebühr wird auch dann 
erhoben, wenn der Schuldner an den zur Vornahme der Vollſtreckungshandlung erſchienenen Gerichts⸗ 
vollzieher freiwillig leiſtet. 

Nimmt das Geſchäft mehr als eine Stunde in . ſo ea Der Gerictsvollieher für 
jede angefangene weitere Stunde 1 Gulden. 
= St. eine verſuchte Wegnahme ohne Erfolg ne weil or a Zuhalt se Protokolls die her⸗ 
Auszüge benden = an etic waren, ſo erhält der eder die ante der Gebühr. 


u 22 


TIEN & 288888 7 p = X 8 9 F | 
Die Vorſchriften Des 9 8 enden auf die Wegnahme einer in Berfon mit der Maßgabe entsprechende 
Anwendung, daß die doppelten Gebührenſätze erhoben werden. 


8 10 


Der Geriäptsvoliieher erhält. 
I. für die Entſetzung aus dem Beſitz unbeweglicher Sachen oder bewohnter Schiffe und ay 

5 Einweiſung in denſelben (Zivilprozeßordnung § 885), 
x 25 im Falle der Zuziehung zur Beſeitigung des Widerſtandes des Schuldners gegen die Vor⸗ 
; nahme einer Handlung (Zivilprozeßordnung $ 892), 
eine Gebühr von 4 Gulden. 

Nimmt das Geſchäft mehr als eine Stunde in Anſpruch, ſo erhält der Gerichtsvollzieher für 
jede angefangene weitere Stunde 1 Gulden. 

In die Dauer der unter Nr. 1 erwähnten Vollſtreckungshandlungen iſt iD die Zeit eingurednen, 
welche der Gerichtsvollzieher zu verwenden hat, um bewegliche Sachen, welche nicht Gegenſtand der 
Aware d tee ſind, wegzuſchaffen, zu übergeben oder in Verwahrung zu bringen. 


8 11 i 

Wird. ‘ben, Fe tae aise zurückgenommen, ehe ſich der Geeichtsuolksieher zwecks Vornahme 
r in den 88 8, 9, 10 bezeichneten Handlungen an Ort und Stelle begeben hat, ſo erhält er eine Ge⸗ 
bühr von 0,50 Gulden. 

Iſt die Vollſtreckungshandlung, nachdem fih der Gerichts volle tee an Ort und Stelle begeben 
hat, infolge Zurücnahme des Auftrags, zufolge der Vorſchrift des 8 775 der Zivilprozeßordnung 
oder deshalb unterblieben, weil die Wohnung des Schuldners oder der Ort, an dem die Handlung 
vorzunehmen war, nicht zu ermitteln war, ſo erhält der Gerichtsvollzieher eine Gebühr von 1 Gulden. 
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§ 12 i : d 

Der Gerichtsvollzieher erhält für die Verhaftung einer Perſon, einſchließlich der Ablieferung der⸗ 
ſelben zur Haft, und für die zwangsweiſe Vorführung einer Perſon eine Gebühr von 12,50 Gulden, 
für die Nachverhaftung einer bereits verhafteten Perſon 2,50 Gulden. EF -A 

Konnte eine unternommene Verhaftung nicht ausgeführt werden, weil nach Inhalt des Protokolls 
ſich bei derſelben das Vorhandenſein einer der in den §E 904, 906 der Zivilprozeßordnung aufge⸗ 
führten Gründe herausgeſtellt hat, ſo erhält der Gerichtsvollzieher eine Gebühr von 4 Gulden. 

Die Vorſchriften im § 6 Abi. 1, 2 gelten mit der Maßgabe entſprechend, daß im Falle des 
Abſ. 1 dieſer Vorſchrift eine Gebühr von 1 Gulden und im Falle des Abſ. 2 eine Gebühr von 2,50 
Gulden erhoben wird. 

§ 13 
Leiſtet der Schuldner oder für ihn ein Dritter an den Gerichtsvollzieher eine Zahlung, ſo be⸗ 
trägt die Gebühr unbeſchadet einer weiteren Gebühr gemäß 8 6 Abſ. 2, § 7 Abſ. 3 oder § 12 Abſ. 3 
von dem auf volle 10 Gulden aufgerundeten Betrage 
; bis zu 100 Gulden eimihl. -e nrden i awiicucdoommbertiae 4 15 v. H. 
pow dem Mehr betrage 5 „ 
mindeſtens jedoch 0,50 Gulden. = AN 
§ 14 
Die in den 883 bis 13 beſtimmten Gebühren umfaſſen die geſamte Tätigkeit des Gerichtsvoll⸗ 
ziehers bei der Zwangsvollſtreckung, insbeſondere hap it Fa 

1. die Nachſuchung der Unterſtützung der polizeilichen Vollzugsorgane und die Zuziehung der 
Zeugen und Sachverſtändigen (Zivilprozeßordnung 88 758, 759, 813, 814); ; 

2. die zu den Vollſtreckungshandlungen gehörenden Mitteilungen, Aufforderungen, Zuſtellungen 
und Poſtſendungen; ERa E A, Rie 

3. die Umſchreibung eines auf den Namen lautenden Wertpapiers auf den Namen des Käufers 
und die Wiederinkursſetzung eines gepfändeten Inhaberpapiers (Zivilprozeßordnung 88 822, 
823); 

4. die Annahme und Quittierung, Ablieferung oder Hinterlegung der ſchuldigen Leiſtungen ſo⸗ 
wie des gepfändeten oder erlöſten Geldes und die Zurückgabe gepfändeter Gegenſtände; 

5. die Bekanntgabe der Verſteigerung. 1335 

§ 15 

Wird eine Zuſtellung oder eine Vollſtreckungshandlung auf Antrag zur Nachtzeit oder an einem 
Sonn⸗ oder Feiertage vorgenommen, oder verſucht, ſo wird die doppelte Gebühr erhoben. 7 
An baren Auslagen werden dem Gerichtsvollzieher vergütet: l lane sens 

1. die Schreibgebühren; CHE aia PERIGEE 

2. die Poſt⸗, Telegraphen- und Fernſprechgebühren ſowie die Koſten für Poſtvordrucke; 

3. die durch öffentliche Bekanntmachungen, insbeſondere durch Einrückung in öffentliche Blätter 
entſtandenen Koſten; ; POTEET 3 

4. die an Zeugen und Sachverſtändige zu zahlenden Beträge; ISGREN e 

5. die Entſchädigung der zum Offnen von Türen und Behältniſſen jowie zur Durchſuchung weib⸗ 
licher Schuldner zugezogenen Perſonen; sein R ae 

6. die für Umſchreibung eines auf Namen lautenden Wertpapiers oder für Wiederinkursſetzung 
eines Inhaberpapiers zu zahlenden Beträge; ; To We Hees 

7. die Koſten eines Transports von Perſonen oder Sachen, die Koſten der Verwahrung und 

Beaufſichtigung von Gegenſtänden, die Koſten der Aberntung von Früchten ſowie der Er⸗ 
haltung von Tieren, ferner in angemeſſenen Grenzen die Koſten für unbedingt notwendige 
Arbeitshilfe und für notwendige und verkehrsübliche Benutzung von eigenen Beförderungs⸗ 
mitteln zur Beförderung von Sachen und Perſonen; ; 3 Z hi 
8. die Reiſekoſten; ö ; 
9. die für Auskünfte über die Wohnung von Beteiligten an polizeiliche Meldeſtellen zu zah⸗ 
lenden Beträge. à i ailea gah Dag 

Zu den zu vergütenden Auslagen gehören die Koſten für die bei Erledigung des Auftrags ver⸗ 
wandten Vordrucke aller Art, inſoweit dem Gerichtsvollzieher nicht Schreibgebühren zuſtehen. g 

Die Vordrucke find mit je 2 Pfennig und, ſoweit fie mehr als zwei Bogenſeiten umfaſſen, mit 
4 Pfennig in Rechnung zu ſtellen. e 


` 
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Schreibgebühren werden dem Gerichtsvollzieher nach Maßgabe des § 71 Abi. 4 Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes vergütet: 

1. für alle nach geſetzlicher Vorſchrift oder auf Antrag erteilten Abſchriften der von demſelben 
aufgenommenen Urkunden und Protokolle, mit Ausnahme der pad geſetzlicher Vorſchrift zu 
erteilenden Abſchrift der Zuſtellungsurkunde; im Falle des § 2 Abſ. 7 wird ihm jedoch für 
jede Abſchrift der Zuſtellungsurkunde die Schreibgebühr vergütet; 

2. für die bei einer Hinterlegung zu erſtattende Anzeige an das Vollſtreckungsgericht (Zivilpro⸗ 
zeßordnung §§ 827, 854); 

3. für die Aufnahme der von dem Drittſchuldner nach Zuſtellung eines Pfändungsbeſchluſſes 
abgegebenen Erklärungen (Zivilprozeßordnung § 840); 

4. für die vor der Verhaftung erforderliche Anzeige an die vorgeſetzte Dienſtbehörde des zu 
Verhaftenden (Zivilprozeßordnung § 910). 


8 18 
Den zu einer Vollſtreckungshandlung in Gemäßheit des § 759 der Zivilprozeßordnung zugezo⸗ 
genen Zeugen ft auf Verlangen eine angemeſſene Entſchädigung für Zeitverſäumnis zu zahlen. 


§ 19° 
Dem in den Fällen der §§ 813, 814 der Zivilprozeßordnung zugezogenen Sachverſtändigen kann 
eine . nach dem . Preiſe einer ſolchen Leiſtung gewährt werden. 


f § 20 

Muß der Gerichtsvollzieher zur Vornahme einer Amtshandlung einen Hinweg und einen Rüd- 
weg von je 2 Kilometer oder mehr außerhalb ſeines dienſtlichen Wohnſitzes zurücklegen, ſo erhält 
er an Reiſekoſten für jedes angefangene Kilometer des Hinwegs und des Rückwegs eine Entſchädi⸗ 
gung von 0,15 Gulden. 

Nimmt der Gerichtsvollzieher mehrere Geſchäfte auf derſelben Reiſe vor, ſo erhält er für jedes 
Geſchäft die volle nach der Entfernung des Ortes von ſeinem dienſtlichen Wohnſitz zu berechnende Ent⸗ 
ſchädigung. Jedoch ſteht dem Gerichtsvollzieher für mehrere Geſchäfte, die für denſelben Auftraggeber 
an demſelben Orte vorgenommen werden, und ſich auf dieſelbe Rechtsangelegenheit beziehen, oder die 
für mehrere Auftraggeber kraft eines oder mehrerer Schuldtitel gegen denſelben Schuldner gleichzeitig 
vorgenommen werden, die Entſchädigung nur einmal zu; in dieſem Falle iſt ſie auf die mehreren Auf- 
träge nach ihrer Zahl umzulegen. 

Für einzelne Ortſchaften oder Gruppen benachbarter Ortſchaften kann der Senat darüber Beſtim⸗ 
mung treffen, ob und in welchem Umfang dem Gerichtsvollzieher für Wege, die er zur Vornahme 
einer Amtshandlung innerhalb dieſer Ortſchaften oder außerhalb derſelben in einem Umkreis von 
weniger als 2 Kilometer zurücklegen muß, eine Entſchädigung für Reiſekoſten zu gewähren iſt. 


“2 § 21 

Det Gerichtsvollzieher kann die Übernahme eines Geſchäfts von der Zahlung eines zur Deckung 
der baren Auslagen und des vermutlichen Betrags der Gebühren hinreichenden Vorſchuſſes abhän⸗ 
gig machen, ſofern nicht das Geſchäft von Amts wegen angeordnet oder für eine zum Armenrechte zu⸗ 
au Perſon auszuführen iſt. 

§ 22 

dier der Gebühren und Auslagen des Gerichtsvollziehers iſt bei Geſchäften, welche von 

Unis este Aae e werden, die Gtaatstalie, bei ſonſtigen Geſchäften der Auftraggeber. 


= § 23 

: Die Gebühren und Yen ſind, unbeſchadet der Beſtimmung des § 788 der Zivilprozeßord⸗ 
nung, fällig, ſobald der Auftrag erledigt iſt. Der Gerichtsvollzieher iſt berechtigt, dieſelben von 
dem N durch Poſtnachnahme zu erheben. 


i § 23 4 

Reicht im Falle der Bewilligung des Armenrechts der Erlös einer Zwangsvollſtreckung nicht 
aus, um die für die arme Partei beizutreibende Forderung und die nach SS 124, 788 der Zivil 
prozeßordnung einzuziehenden Auslagen und Gebühren des Gerichtsvollziehers zu decken, ſo kann der 
Gerichtsvollzieher den Vollſtreckungserlös bis zur Höhe eines Fünfteils zur Deckung ſeiner Auslagen 
und Gebühren einbehalten. Der einbehaltene Betrag ift in erſter Linie auf die Auslagen zu verrechnen. 
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§ 24 
Im Falle der Bewilligung des Armenrechts werden dem für die arme Partei beſtellten Gerichts⸗ 


vollzieher die baren Auslagen von der Staatskaſſe erſetzt, falls nicht dieſelben von dem Erſatzpflich⸗ 
tigen beigetrieben werden können (Zivilprozeßordnung 88 124, 788). 


8 25 ; 

Bei Erinnerungen gegen den Unjak von Gebühren oder Auslagen des Gerichtsvollziehers findet, 

ſoweit nicht § 766 Abſ. 2 der Zivilprozeßordnung Platz greift, § 4 des Gerichtskoſtengeſetzes ent⸗ 
ſprechende Anwendung. > 

§ 26 : 

Die Gerichtsvollzieher find verpflichtet, unter den Urſchriften und Abſchriften ihrer Akte eine 

Berechnung der Gebühren und Auslagen aufzuſtellen und bei Geſchäften, welche nach Verhältnis der 

verwendeten Zeit vergütet werden, in dem Protokolle die Dauer der letzteren anzugeben. Iſt die Zeit⸗ 

angabe unterblieben, ſo darf nur die für die geringſte Zeitdauer beſtimmte Gebühr berechnet werden. 


§ 27 
Dem Senat bleibt vorbehalten, den Gerichtsvollziehern an Stelle von Gebühren und Aus⸗ 
lagen, die ſie auf Grund dieſes Geſetzes zu beanſpruchen haben, eine anderweitige Vergütung zu ge⸗ 
währen. ; 
Von den erſatzpflichtigen Perſonen find jedoch ſtets die Gebühren und Auslagen nach den Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes zu erheben. 
§ 28 
Dem Senat bleibt die Feſtſtellung der Vergütungen überlaſſen, wenn den Gerichtsvollziehern in 
Sachen, auf die die Zivilprozeßordnung, die Strafprozeßordnung oder die Konkursordnung Anwen⸗ 
dung findet, Geſchäfte übertragen werden, die in jenen Geſetzen den Gerichtsvollziehern nicht aus⸗ 
drücklich zugewieſen ſind. 


.... ,. . E 

Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,75 G, 
b) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 3,— G, c) für den Staatsanzeiger für 
die Freie Stadt Danzig Teil II 3,75 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte (fiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 2,25 G, zu b) 1,50 G. - 

Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum = 0,50 G. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbjttojten berechnet. 
Herausgeber: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Drud von A. Schroth in Danzig. 
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